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Beklagte und Revisionsbeklagte.

Dér'5.
Senat des Bundessozialgerichts hat ohne

mündliche Verhandlung am 27. April 1975 durch die

Richter S p i e l m e y e r , Dr. S c h m i t t
‚und Dr. H e i n z e '

:„und die ehrenamtlichen Richter
--Dr. F r i t z e m e y e r und R ü b s t e c k

i' für Recht erkannt:
)

\

sAuf die Revision der Klägerin wird das Urteil

„;des Landessozialgerichts Baden—Württembergvom
‚_30
' Beklagten gegen due Urteil des Sozialgerichts

-April 1971 aufgehoben. Die Berufung der

13Freiburg vom8. April 1970 wird zurückgewiesen.

,"Kosten sind nicht zu erstatten.\
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Der Rechtsstreit wird um die Frage geführt, ob die klagende ?'

Krankenkasse von dem beklagten Rentenversicherungsträger.3-fb

Ersatz aus rückwirkend bewilligter Erwerbsunfähigkeitsrénte
*

verlangen kann, obwohl die. Versichérte vor Zugang des Renten—

bewilligungsbeseheides gestorben ist. ' ’ "‘ "

Die Versicherte erhielt ton der Klägerin in der Zeit vom
25. Oktober 1964 bis zu ihrem Tod am 25. Januar 4965 Kranken—

geld. Auf ihren am 4. November 4964 gestellten Antrag be-
willigte die Beklagte der Versicherten Rente wegen Erwerbs-

unfähigkeit rückwirkend vom 4. September 4964 an. Der Be-

‘scheid vom 5. Februar 4965 konnte nicht zugestellt werden, ;5

' weil Bezugsberechtigte nach 5 4288 Abs, 2 der Reichsvcr- _rfd

sicherungsordnung (RVG) nicht vorhanden sind und ein als

Erbe in Betraéht kommender Verwandter der Versicherten trotz_
Aufforderung keine Erklärung abgab, insbesondere auch
keinen Erbschein vorlegte.

Die Beklagte lehnte den auf 5 185 Abs. 5 BVG gestützten 7fiff

_
Ersatzanspruch der Klägeri.n mit der Begründung ab, ein Pl

d Rentenanspruch sei nicht entstanden, weil der Rentenbe—

.
willigungsbescheid keinem Bezugsberechtigten habe zügcstel.l.t

werden können. Die Bekanntgabe an die Klägerin, die in Un—

kenntnis des Todes der Versicherten erfolgt sei, ersetze‘ f_'

nicht die Zustellung an Bezugsberechtigte nach 5 1288 ‘

Abs. 2 RVG oder an die Erben. Die Beklagte änderte ihre

Rechtsauffassung auch dann nicht, als der erkennende

Senat in mehreren Fällen die Rechtsauffassung der Klägerin

gebilligt hatte (vgl. Urteile vom 25. August 4967

. _;—
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”_ ; RK 66/65 - in SozR Nr. 26 zu s 185 EVO, - 5 RK 16/67 -
in Praxis 1967, 560 und vom 51. Oktober 1967 - } RK 56/66 —
in SozRNr. 28 zu 5 185 EVO).

Das Sozialgericht (SG) Freiburg (Urteil vom 8. April 1970)

hat der Klage unter Hinweis auf die vorgenannte Rechtsprechung

des Senats stattgegeben und die Berufung zugelassen. Das

lcndessozialgericht (LSG) Baden-Württemberg (Urteil vom 30.
April 1971) hat-dieses Urteil aufgehoben und die Klage abge—

wiesen. Es ist der Auffassung, die in den vorgenannten Entschei—'

dungen vertretene Meinung des_Senats müsse an dem klaren Wort—

laut der $$ 183 Abs. 3 und 1651 RVG scheitern, wonach ein

Ferderungsübergang auf die Klägerin erst nach Erteilung des
Rentenbewilligungsbescheides an den Versicherten oder seine
Rechtsnachfölger stattfinden könne. Die Klägerin sei nicht

Beteiligte des Rentenfeststellungsverfahrens. Es sei nicht
einzusehen, daß der Krankenkasse nach dem Tod des Versicherten

mehr Rechte zustehen sollten als vorher. Auch sei zu bedenken;

daß die Feststellung der Rente nur gegenüber der Klägerin keine

Wirkung gegenüber den_Rechtsnachfolgern des Versicherten habe.

Die Klägerin könne entweder die Berechtigten ermitteln oder

die Anordnung einer Nachlaßpflegschaft nach 5 1960 des

Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB) anregen. Dann stünde der Zu-

stellung des Bescheides nichts mehr im Weg.

Die Klägerin hat die vom LSG zugelassene Revision eingelegt.

Sie rügt unter Hinweis auf die vorgenannte Rechtsprechung des

Senats die Verletzung des 5 183-Abs._5 RVG. Sie beantragt

‚‚daS“Urteil'des'Landessozialgerichts Baden-
Twurttemberg Vom 50. April 1971 aufzuheben

und die Berufung der Beklagten gegen das
Urteil des Sozialgerichts Freiburg vom

8.'April 1970 zurückzuweisen.

Die Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisen„
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Sie‘legt der, daß ihr die Rechtsprechung des Senats in

den Urteilen vom 25. August und 51. Oktober 1967 nicht_■_

zweifelsfrei erscheine. : '

Die Beteiligten haben sich mit der.Entseheidung ohne ‘
%

mündliche Verhandlung einverstanden erklärt.

II_,

Die Revision ist begründet. *1_

Der Senat hält an seiner in seinen Urteilen vom 25. August}dfiß

1967(5 RK66/65 in SozRNr. 26 zu s 185nvo, 5 RK16/67
in Praxis 1967, 560) vertretenen und später (Urteil vom “"

51. November 1967 in SozR Nr. 28 zu 5 185 RVG) bestätigte)

Rechtsauffassung fest, daß die Fortsetzung des Rentenfest—

setzungsverfahrens im Interesse der nach 5 185 Abs. 3
‚„

RVO ersatzberechtigten Krankenkassennaéh dem_Tod des Renten- .

antrggstellers geboten ist und nicht von der Mitwirkung der _„‘

' Bezugsberechtigten nach 5 1288 Abs. 2 RVG abhängt. Die Fort-
setzung ist auch dann geboten, wenn — wie hier — keine

„“
der in 5 1288 Abs. 2 EVO genannten Personen vorhanden ist,”

}aber ein Erbe als Bezugsbe.rechtigter in Betracht kommt,

der nicht mitwirkt (vgl. zu dieser Bezugsbereohtigung
f}„ _

BSG45, 457, 159undBSGin SozRNr. 44 zu s 1288). Die
4Einwände, die die Beklagte und das LSG gegenüber dieser

Meinung vorbringén, überzeugen nicht.

‘ Richtig ist,
daß der Forderungsübergang, auf den Sich die-“

Klägerin beruft, voraussetzt, daß die Rente "zugebilligt"
wird und daß unter Zubilligung wohl die Bescheidung des

_\.Rentenbewerbers oder seiner Rechtsnachfolger, nicht ohne f’

weiteres aber die Benachrichtigung desjenigen verstanden
_,

werden kann, auf den die Rente übergeht. Die Zubilligung '
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kann indessen dem Ersatzberechtigten gegenüber dann'eré 3

folgen; wenn dieser anstelle des Berechtigten zu handeln

befugt-istk Eine solche Befugnis, wie sie der Krankenkasse
gegenüber'dem Unfallversicherungsträger (vgl. 5 4514 RVG)
oder dem Sozialhilfeträger gegenüber dem Rentenversicherungs-

_träger (55 4537, 1538) eingeräumt ist, ist der Krankenkasse
fim Verhältnis zu dem Rentenversichérungsträger zwar nicht ge-
gsetzlich ausdrücklich gewährt; die gesetzlich geregelte

Rechtsstellung der Krankenkasse im Verhältnis zu dem Renten-

versicherungsträger und dem Versicherten und seiner Rechts—

nachfolger zeigt aber, daß eine solche Befugnis für die Fälle der

vorliegenden Art—nicht versagt werden kann, sondern dem Sinn

der gesetzlichen Regelungen entspricht. '

Diese Rechtsaüffassung des Senats geht von der auch von der

Beklagten und dem LSG eingeräumten Voraussetzung aus, daß
_S 185 Abs. 3 RVG nicht nur zur Vermeidung von Doppelleistungen,

sondern auch zum Zwecke eines gerechten Lastenausgleichs ‘

zwischen der Krankenkasse und dem Rentenversicherungsträger
géééhaffe_■ werden i3t. Die Krankenkasse soll Ersatz für die
Krankengeldle1stungen erlangen, die Sie in einer Zeit ge—
leistet hat, für dié ——wie sich durch_ die rückwirkehde Renten—

”bewilligung herausgestellt hat -
nicht mehr sie, sondern der

Rentenvers1cherungstrager leistungstlichtig war. Da Kranken-

geld ü■a Rente im Grunde denselben -ZWeck —
Lohnersatz -_ver- >„11

folgen, das Krankengeld als Schnellhilfe (vgl. Peters, ' '

Handbuch der Krankenv_ersicherung, 5 485 Anm. 6 c), die Rente
als Dauerleistung, soll der Lastenaüsgleich in möglichst

einfacher Form vonstatten gehen: Das Befriedigungsobjékt für

die Krankenkasse ist nur die Rente für die Zeit, in der
andernfalls Doppelleistungen einträten; der Versicherte wird
nicht rückwirkend belastet. Dieser Teil des Anspruchs auf

Rente geht_kraft Gesetzes auf die Krankenkasse über; eines
Zutuhä$der Krankénkasse_uedarf es regelmäßig nicht.

Der Ferderungsübergang kraft Gesetzes gibt der Krankenkasse

die denkbar sicherste Rechtsstellung gegenüber dem Versicherten '
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.“Bd‘ dem Rentenvers1cherungstrager
und die beste Aussicht

auf Befriedigung des Ersatzanspruchs (vgl. BSG 25, 6 7).

Bei dieser besonders sicheren.materiell—rechtlichen Stéllung'_

der Krankenkasse ist es im allgemeinen überflüssig, ihr noch'7

.
eine verfahrensrechtliche Stellung einzuräumen. Eine solche

_
ist im allgemeinen nur da erforderlich, wo zur Befriedié;-fjff

gung eines ErSat2anspruchs auf ein fremdes Recht erst w■ü?

'-zugegriffen werden mußß_Für den Zahlungsanspruch, der sich‘

aus dem übergegangenen Rentenanspruch ergibt, ist ohnehin ",

keine verfahrensrechtliche Regelung nötig, weil die Kranken— '

' kasse insofern ei_n eigenes Recht geltend macht. 1f?jrlTbr' *;33

_
Da für die Krankenkasse somit

regelmäßig
ein eigenes Recht

f ,imfRentenfeststellungsverfahren entbehrlich ist, hat der?

_
Géset23eber nur dafür Sorge zu tragen brauchen, daß sie

nicht von der Bereitschaft des Versicherten abhängig ist,
ein RentenfeStstellungsverfahren zu

betreiben, Deshalb hat

Ü
. sienach,5 185Abs.‚7nvodie Möglichkeiterhalten,mit

*;_verfahrens hinzuwirken.‚

_-iZwangSmitteln — Entzug des Krankengeldes - den Versicherten ;
't=zu' veranlassen, den Antrag auf Bewilligung der Rente wegen

"'

Erwerbsunfähigkeit
zu stellen. Diese Befugnis schließt

Üauch—obwohl nicht ausdrücklich geregelt - das Recht '3
e1h, .au£ die aktive Durchführung des Rentenbew1ll;gungs-

‘”

Ange31chts der Tatsache,
daß

das _Geset_z den Ausgleichs—

intere'35en der Krankenkasse für die N0rmalfälle einen
1.lückenlosen Schutz. gewährt, spricht nichts dafür, daß sie
Ü1nden Fällen der vorliegenden Art auf die Mitwirkung

__
.

der Rechtsnachfolger des Rentenbe'werbers angewiesen sein'iß
'i.solL Gegen ein_e- solche Abhängigkeit spricht auch die

' „Tatsache, daß' es für d1e Fälle dieser Art typiSCh iSt daß
“nur die Krankenkass_e_, 'nicht aber .die Recht snachfolger

_

1
Interesse an der Fortsetzung des Rentenbewillisunesver'

‚„:„i1fahrens haben. Da durph die Rentenbewilligung der Nachlaß „"
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regelmäßig nicht in seinem Wert vergrößert wird, erscheint
es auch ausgeschlossen, daß die Krankenkasse erreichen könnte,

daß eine Nachlaßpflegschaft nach 5 4960 BGB - wie das LSG

meint - zum Zwecke der Zustellung des Rentenbewilligungsbe- ‚„
scheides angeordnet wird. Es ist nämlich in diesen Fällen nicht

nachzuweisen, daß die Pflegechaft für die "Sicherung des Nach—

lasses", wie dies 5 4960 BGBverlangt, geboten sein könnte.
Auch eine Nachlaßpflegschaft nach 5 1964 BGBscheidet aus,.
weil Sich der Anspruch der Krankenkasse nicht gegen den Nach—

1aß richtet. Es ist schließlich nicht ersichtlich, daß der

Beendigung des Rentenfestsetzungsverfahrens gegenüber der Kranken—

kasse beachtliche Interessen des Rentenversicherungsträgers

entgegenstehen könnten. Ein beachtliches Interesse ist insbe—

sondere nicht die - in jedem Fall der Inanspruchnahme

einer Forderung des Versicherten bestehende-Gefahr, daß die Rechte—

nachfolger des Versicherten den Erstattungsanspruch der
Krankenkasse oder den Rechtsübergang bestreiten.

Die Klägerin nimmt für sich somit zu Recht die Befugnis in

Anspruch, anstelle der zur Zeit nicht mitwirkungsbereiten

materiell Berechtigten als Zustellungsempfänger aufzutreten.

In dieser der Prozeßstandschaft vergleichbaren Stellung hat

sie tatsächlich mehr Rechte, als ihr zu Lebzeiten des Ver—

sicherten zustanden. Da diese Stellung aber nur der Erlangung

der Rechtsposition dient, die sie andernfalls —.wenn der Versicherte

nicht vorher gestorben wäre — kraft Gesetzes — entweder ganz

ohne ihr Zutun oder unter Anwendung des ZWangsmittels des_

5 483 Abs. ? RVG- erlangt hätte, bestehen nicht die vom LSG
insoweit erhobenen Bedenken.

Obwohl der Klägerin der Rentenbewilligungsbescheid nur irr-
tümlic■

— der Beklagten war der Tod der Versicherten nicht

bekannt — zugesandt worden ist, bedarf es keiner nochmaligen

"Erteilung" (vgl. 5 1654 RVG) des Bescheids. Die Klägeti-n muß
daher nicht auf;Fortsetzung des Verfahrens — Verpflichtungsklage -

\"
_ ., .

' ' ‘ . - ‚ ,
‘ . . . 8
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klagenze$ie'ka■■aüfw1eqäiée“gesehehe■»istv-väen'Leistun53—
;anspru6h als eigenes Recht geltend machen.

°Dae}ähfiéié“1eis£■h35klégé>e£éähgene Übtéil äéé SG ietti■h

„ebmit richtig Und war wiederherzqetellen.„e.t.

_pie KoStenentseheiduügü■er■hß'aüf 5:493SGGÄÜ};€
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